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H A U S O R D N U N G

Allgemeine Ziele

§ 1 Diese Hausordnung gemäß § 8 Abs.2 Zif.10 KUOG (BGBl 1998/130) dient der Vorsorge für die Sicherheit und Ordnung an der Kunstuniversität Linz. Sie hat insbesondere die der Kunstuniversität Linz gem. § 1 KUOG obliegenden Aufgaben unter Bedachtnahme auf die in anderen Gesetzen normierten Aufgaben zu ermöglichen. Aufgaben der Lehre, der Forschung, der Erschließung der Künste und der Verwaltung haben Vorrang vor allen anderen Nutzungsmöglichkeiten.

Geltungsbereich

§ 2 (1) Die Geltung dieser Hausordnung erstreckt sich auf alle Grundstücke, Gebäude und Räume, die der Kunstuniversität Linz zur Erfüllung ihrer Aufgaben zugewiesen sind. 

(2) Die Bestimmungen dieser Hausordnung sind von allen Benützern dieser Grundstücke, Gebäude und Räume zu beachten. 

§ 3 (1) Die Rektorin/der Rektor verfügt über die der Kunstuniversität Linz zugewiesenen Grundstücke, Gebäude und Räume. Sie/er nimmt die Zuweisung an die Institute, die Dienstleistungseinrichtungen, die Organe der Universität, der Hochschülerschaft und der Personalvertretung sowie an den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen vor. 

(2) Begründete Anträge auf Zuweisung oder auf Änderung der Zweckwidmung bereits zugewiesener Räume sind an die Rektorin/den Rektor zu richten. Bei Bedarf kann die Rektorin/der Rektor von sich aus Widmungsänderungen nach Anhörung der betroffenen Organe bzw. Universitätseinrichtungen verfügen.  

Öffnungszeiten

§ 4 (1) Die Öffnungszeiten der Universitätsgebäude werden von der Rektorin/dem Rektor festgesetzt. Sie können je nach Nutzungsart des Gebäudes und unterschiedlich während des Semesters bzw. der Ferialzeiten festgesetzt werden.

(2) Die Öffnungszeiten sind im Mitteilungsblatt kundzumachen. 

(3) Außerhalb der gemäß Abs. 1 festgesetzten Öffnungszeiten ist der Aufenthalt in den Gebäuden der Kunstuniversität Linz nur Personen mit einem der Kunstuniversität Linz zugeordneten Dienstverhältnis zum Bund, Lehrauftrag oder Angestellten im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit sowie Funktionären der Hochschülerschaft in Durchführung ihrer Dienst- bzw. Organpflichten bzw. Studierenden zur Durchführung bestimmter Projekte gem.§ 7 Abs.5 dieser Hausordnung gestattet.  

Parteienverkehr

§ 5 (1) Von allen Organen bzw. Leiterinnen/Leitern von Organisationseinheiten der Kunstuniversität Linz sind für die Durchführung des Parteienverkehrs angemessene Zeiten festzusetzen. 

(2) Diese Zeiten sind an den Amtstafeln oder neben den Eingangstüren der Dienstzimmer anzuschlagen. 

Informationsflächen und Automaten

§ 6 (1) Die Vergabe der Informationsflächen obliegt der Rektorin/dem Rektor. Der Bedarf der Universitätseinrichtungen, der Hochschülerschaft und der Personalvertretung ist vordringlich zu berücksichtigen.  

(2) In Ausnahmefällen, insbesondere für die Zeit vor Wahlen nach dem Hochschülerschaftsgesetz 1998, dem KUOG oder PVG kann der Rektor zusätzliche Informationsflächen zur Verfügung stellen. 

(3) Anschläge an nicht dafür vorgesehenen Flächen (z.B. an Türen, Liftkabinen, Mauerflächen, Säulen) sind zu entfernen.  

(4) Nach Maßgabe des vorhandenen Platzes können Informationsflächen auch an andere Einrichtungen, wie z. B. akademische Vereine, vergeben werden. 

(5) Die Zuweisung von Informationsflächen ist zu widerrufen, wenn widmungswidrige Verwendung festgestellt oder die Anschlagfläche durch längere Zeit hindurch offensichtlich nicht genützt wird. Widmungswidrige Verwendung liegt insbesondere dann vor, wenn einschlägige Rechtsvorschriften verletzt werden.  

(6) Das Aufstellen von Informationstischen durch Universitätsangehörige bedarf der Genehmigung durch die Rektorin/den Rektor. 

(7) Das Aufstellen von Automaten an allgemein zugänglichen Stellen bedarf der Genehmigung durch die Rektorin/den Rektor, der auch über den erforderlichen Kostenersatz entscheidet. Die Evidenthaltung erfolgt durch die Zentrale Verwaltung. 

Schlüsselvergabe

§ 7 (1) Personen, mit einem der Kunstuniversität Linz zugeordneten Dienstverhältnis,  Angestellte im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit sowie leitende Funktionäre der Hochschülerschaft an der Kunstuniversität Linz haben Anspruch auf einen Schlüssel bzw. eine Zutrittskontrollkarte, der/die den Zugang zum Arbeitsplatz ermöglicht. Lehrbeauftragte nach Genehmigung durch den Rektor. 

(2) Die Schlüsselvergabe bzw. die Vergabe der Zutrittskontrollkarte sowie die Führung der diesbezüglichen Evidenz erfolgt durch die Zentrale Verwaltung. 

 (3) Der Erhalt eines Schlüssels bzw. der Zutrittskontrollkarte ist durch Unterschrift zu bestätigen. Durch die geleistete Unterschrift verpflichtet sich die/der Betreffende: 

a) den erhaltenen Schlüssel bzw. die erhaltene Zutrittskontrollkarte in keinem


Fall anderen Personen zu überlassen; 

b) keine Nachfertigung des Schlüssels bzw. dieser Karte durchführen bzw. 


durchführen zu lassen; 


c) einen eventuellen Verlust unverzüglich der Zentralen Verwaltung zu 



melden; 

d) den Schlüssel bzw. die Kontrollkarte bei Ausscheiden aus dem

Dienstverhältnis (bzw. Beendigung der Tätigkeit) unaufgefordert und unverzüglich zurückzugeben. 

(4) Im Falle des Verlustes eines Schlüssels ist eine polizeiliche Verlustanzeige zu erstatten und Kostenersatz zu leisten. Die Höhe des Kostenersatzes wird von der Universitätsdirektorin/dem Universitätsdirektor unter Berücksichtigung des konkreten Einzelfalles festgelegt. Bei Verlust der Zutrittskontrollkarte ist dies unverzüglich der Zentralen Verwaltung zu melden, um diese sperren zu können.

(5) Für die Durchführung von Projekten oder Diplomarbeiten der Studierenden erläßt der Rektor im Einvernehmen mit dem betroffenen Institutsleiter   gesonderte Regelungen über die Schlüsselausgabe und die Ausgabe von Zutrittskontrollkarten an Studierende. Eine Kaution in einer vom Rektor festzulegenden Höhe ist pro Schlüssel bzw. Zutrittskontrollkarte zu hinterlegen und wird bei Rückgabe wieder ausbezahlt.

Telefon, Fax, Kopiergeräte und EDV-Arbeitsplätze

§ 8 (1) Die in den Universitätsräumen installierten Telefone, Kopier- und Faxgeräte sind nur für den dienstlichen Gebrauch bestimmt. In dringenden Fällen ist die Benutzung für private Zwecke gegen Kostenersatz möglich. Die Detailregelungen erfolgen durch die Zentrale Verwaltung. 

(2) Bezüglich der EDV-Arbeitsplätze gilt die EDV-Ordnung der Zentralen Verwaltung (Zentraler Informatikdienst - ZID). 

Fahrzeug-Abstellplätze

§ 9 Auf der Grundlage der für den Bundesdienst geltenden einschlägigen Richtlinien erläßt die Rektorin/der Rektor eine Parkordnung, deren Durchführung der Zentralen Verwaltung obliegt.

Abfallentsorgung

§ 10 Die Zentrale Verwaltung ist für die Gesamtentsorgung an der Kunstuniversität Linz verantwortlich. Auf der Grundlage des universitären Entsorgungskonzeptes sind die Institutsleiter für ihren jeweiligen Bereich zuständig.

Allgemeine Benützungsvorschriften

§ 11 (1) Alle Gebäude und das Gelände der Kunstuniversität Linz sind unter größtmöglicher Schonung der Baulichkeiten, der Einrichtungen und des sonstigen Inventars und unter sparsamer Verwendung von Energie zu nutzen. Alle Universitätsangehörigen sind verpflichtet, das dafür Notwendige zu tun. Offenbare Mängel und Schäden an Gebäuden, Leitungen, Einrichtungen, Geräten usw. sind durch jeden Universitätsangehörigen an die Zentrale Verwaltung zu melden.  

(2) Verboten sind: 

1. Jede parteipolitische Betätigung in Wort und Schrift mit Ausnahme der im 


Hochschülerschaftsgesetz und Bundespersonalvertretungsgesetz 


Eingeräumten Rechte und in von der Rektorin/dem Rektor genehmigten 


Veranstaltungen. 

2. Jede Abwicklung von Verkaufsgeschäften und sonstigem Warenvertrieb 


ausgenommen in den dafür vorgesehenen Räumlichkeiten oder aufgrund 


einer Genehmigung durch die Rektorin/dem Rektor in Verbindung mit der 


Benützungsordnung von Räumen und Einrichtungen der Kunstuniversität 


Linz. 

3. Die Durchführung von Sammlungen aller Art, ausgenommen aufgrund einer 


Genehmigung durch die Rektorin/den Rektor und nur für karitative Zwecke.  

4. Die Verteilung von Handzetteln, das Aushängen von Anschlägen und 


Plakaten entgegen den Bestimmungen des § 6 der Hausordnung.  

5. Die Verwendung privater netzabhängiger Elektrogeräte ohne Genehmigung 


des Dienstvorgesetzten, der das Einvernehmen mit der Zentralen Verwaltung 


herzustellen hat.  

6. Das Rauchen außerhalb der Raucherzonen gemäß dem Tabakgesetz, sowie 


in den Arbeitsräumen der Bediensteten, wenn nicht alle Personen, deren 


Arbeitsplatz im betreffenden Raum eingerichtet ist, zustimmen. 

7. Das Mitnehmen von Haustieren. 

8. Jegliches Verhalten, welches dazu geeignet ist, die Ruhe, Ordnung und 


Sicherheit, sowie die Sitte und Moral am Universitätsgelände zu stören.  

9. Jede eigenmächtige Veränderung an Schaltkästen und sonstigen technischen 


Einrichtungen durch Universitätsangehörige und andere Personen.  

10. Die Entfernung oder Beschädigung von die Sicherheit und Ordnung 


betreffenden Anschlägen (Kennzeichnung der Sicherheitseinrichtungen, 


Fluchtwege usw.) bzw. deren Entziehung aus der Sicht.

(3) Die Universitätsangehörigen haben im Rahmen ihrer Kompetenzen und Tätigkeiten, welche in der Satzung, den Institutsordnungen usw. festgelegt sind, selbstständig alle Maßnahmen zu treffen, die einen reibungslosen Ablauf des Betriebes in Lehre, Forschung, Erschließung der Künste und Verwaltung ermöglichen. 

Insbesondere ist die Rektorin/der Rektor im Wege über die Universitätsdirektorin/den Universitätsdirektor zu informieren: 

1. bei ungewöhnlichen Vorfällen; 

2. bei Verstößen gegen die Hausordnung und die Brandschutz- und 


Sicherheitsordnung, wenn dadurch Sicherheitsmaßnahmen zur Abwehr von 


Schäden notwendig sind oder die Gefahr strafrechtlich sanktionierter 


Tatbestände gegeben ist; 

3. bei Unfällen von Studierenden durch den/die Leiter/in der 


Organisationseinheit, sofern sich der Unfall im Wirkungsbereich der 


Organisationseinheit ereignet hat, ansonsten durch den/die 


Lehrveranstaltungsleiter/in. 

(4) Alle Universitätsangehörigen sind verpflichtet, bei der Ermittlung zur Klärung eines Sachverhalts im Falle von Verstößen gegen diese Hausordnung mitzuwirken.  

(5) Auf die behördlichen Auflagen und Benützungsbewilligungen für die Gebäude ist Bedacht zu nehmen.  

(6) Die Organe und Leiter/innen der Organisationseinheiten sind in ihrem Kompetenzbereich für die vollständige Freihaltung der Fluchtwege und Ausgänge verantwortlich. 

(7) Die Organe, Leiter/innen der Organisationseinheiten und Beauftragten der Zentralen Verwaltung haben im jeweiligen Wirkungsbereich die Kontrolle der sachgemäßen Benutzung der Einrichtungen der Kunstuniversität Linz durchzuführen und für die Evidenzhaltung und Sicherung des den Organisationseinheiten zugewiesenen Inventars durch Inventarbeauftragte zu sorgen.

(8) In Vollzug dieser Hausordnung ist den von den zuständigen Kontrollorganen erteilten Anordnungen unverzüglich Folge zu leisten. Werden Benutzer/innen der Einrichtungen der Kunstuniversität Linz von Kontrollorganen bei offenkundigen Übertretungen der Hausordnung angetroffen, so haben Erstere auf Verlangen ihre Identität nachzuweisen. Die Kontrollorgane sind ebenfalls auf Verlangen zur Ausweisleistung verpflichtet. Die Rektorin/der Rektor ist schriftlich über diesen Sachverhalt in Kenntnis zu setzen.

(9) Bei Verlassen der Räume auf längere Zeit sind die Fenster zu schließen. 

(10) Alle Universitätsangehörigen und sonstigen Nutzer der Ressourcen der Kunstuniversität Linz sind für die von ihnen schuldhaft verursachten Schäden an den Einrichtungen der Universität nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechts haftbar. Für Bedienstete gelten speziell die Bestimmungen des Organhaftpflichtgesetzes und des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes, für Studierende ist gemäß § 9 Hochschultaxengesetz der § 2 Dienstnehmerhaftpflichtgesetz sinngemäß anzuwenden.  

Sanktionen bei Verletzung der Bestimmungen der Hausordnung

§ 12 (1) Bei Verletzungen der Hausordnung ist unter Bedachtnahme auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wie folgt vorzugehen: 

1. Bei geringfügigen Verletzungen: 

Abmahnung durch den/die Leiter/in der Organisationseinheit, Lehrveranstaltungs- oder Veranstaltungsleiter/in, die Organe der Hochschülerschaft im jeweiligen Wirkungsbereich, subsidiär durch den/die Rektor/in. 

2. Bei wiederholten oder schwerwiegenden Verletzungen: 

Nichtangehörige der Kunstuniversität Linz sind von der weiteren Benutzung der Einrichtungen der Kunstuniversität Linz durch den/die jeweilige/n Leiter/in der Organisationseinheit in seinem/ihrem Wirkungsbereich, subsidiär vom/von der Rektor/in, zeitlich befristet auszuschließen. Gegen den Benutzungsausschluss durch den/die Rektor/in ist kein Rechtsmittel zulässig. Ein unbefristeter Ausschluss ist nur zulässig, wenn Wiederholungsgefahr besteht und wenn mit Rücksicht auf die Schwere des Verstoßes gegen die Bestimmungen der Kunstuniversität Linz eine ernstliche Störung des Betriebs in Lehre, Forschung, Erschließung der Künste und/oder der Verwaltung zu befürchten ist.  

Bei Universitätsangehörigen ist unverzüglich Meldung an den direkten Dienstvorgesetzten und den/die Rektor/in zu machen. Disziplinäre Schritte sind gegen die Betroffenen einzuleiten.

(2) Bei Gefahr in Verzug, dass Straftaten mit Körperverletzungen, tätlichen Beleidigungen, erheblichen Sachbeschädigungen u.ä. begangen werden, die sofortige Maßnahmen der Gefahrenabwehr erforderlich erscheinen lassen, sind die Polizeibehörden um zweckentsprechende Maßnahmen zu ersuchen. Der/die Rektor/in ist im Wege über die/den Universitätsdirektor/in von dieser Maßnahme unverzüglich zu verständigen. Wenn dies zeitlich vertretbar erscheint, ist das Ersuchen um polizeilichen Schutz an den/die Rektor/in oder Universitätsdirektor/in zu stellen, die gegebenenfalls die Polizei herbeizuholen haben. 

(3) Werden Lehrveranstaltungen derart gestört, dass die Durchführung dem/der Leiter/in der Lehrveranstaltung unmöglich oder unzumutbar wird, kann die Lehrveranstaltung mit Zustimmung des/der Studiendekan/s/in für bestimmte Zeit unterbrochen oder endgültig eingestellt werden. 

(4) Bei unzumutbaren Störungen von Sitzungen von Kollegialorganen und akademischen Feiern kann der/die Vorsitzende des Kollegialorgans bzw. Leiter/in der Veranstaltung diese abbrechen. 

(5) Alle rechtswidrigen und schuldhaften Handlungen, die den Verdacht erwecken, einen nach den Vorschriften des Strafgesetzbuchs strafbaren Tatbestand zu erfüllen, sind im Wege über eine Meldung an den/die Rektor/in zur Anzeige an die Staatsanwaltschaft zu bringen. Der Meldung ist eine Sachverhaltsdarstellung beizuschließen.  

(6) Der/Die Rektor/in kann - um weiteren Besitzstörungen vorzubeugen - dem/der Betroffenen, der/die keine Universitätsangehörigen ist/sind, untersagen, in Zukunft das gesamte Universitätsgelände einschließlich der Anmietungen zu betreten (Hausverbot).

